Hinweise zum Antrag nach § 850 l ZPO n.F. 
Voraussetzungen sind 

a) Der Schuldner legt lückenlos die Kontoauszüge der letzten 6 Monate vor, 
aus denen sich ergibt, dass er überwiegend unpfändbare Beträge erhalten
hat

b) Der Schuldner macht glaubhaft (z.B. durch Vorlage eines Bescheides über
Erwerbsunfähigkeitsrente, ist weit im Rentenalter und bezieht zusätzlich bereits Grundsicherung und ist schwerbehindert….), dass er auch in den kommenden 12 Monaten überwiegend unpfändbare Beträge erhalten wird.

Folge bei positiver Antragsbescheidung :

Das Kontoguthaben ist für (bis zu) 12 Monate nicht der Pfändung unterworfen, d.h. die Pfändung (und der Rang) bleibt grundsätzlich bestehen.
Streitig, bzw. bisher unterschiedlich kommentiert:
Diese Anordnung gilt auch für alle nachfolgend pfändenden Gläubiger! Diese haben jedoch die Möglichkeit, nach § 850 l S.3 ZPO einen Antrag auf Aufhebung dieser Anordnung zu stellen.
Für diesen Antrag ist das Vollstreckungsgericht auch zuständig, wenn die Pfändung von einer anderen Behörde (Finanzamt, Stadtkasse, Hauptzollamt pp) kommt. Dies ergibt sich unter anderem aus § 309 Abs. 3 AO (n.F.).

Nach § 850 l ZPO ist keine einstweilige Einstellung möglich (jedenfalls ist dies nicht geregelt) und in der Regel dürfte auch keine Eilbedürftigkeit vorliegen, da der Schuldner über § 850 k ZPO geschützt ist.
